
■ Bundesministerium für Gesundheit

Bekanntmachung [1052 A] 
eines Beschlusses

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung 

der Richtlinien über die ärztliche Betreuung 
während der Schwangerschaft 

und nach der Entbindung 
(Mutterschafts-Richtlinien): 

Vorgaben des Schwangerschaftskonfliktgesetzes
(SchKG)

Vom 17. Februar 2011

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am
17. Februar 2011 beschlossen, die Richtlinien über die ärztliche
Betreuung während der Schwangerschaft und nach der Ent -
bindung (Mutterschafts-Richtlinien) in der Fassung vom 10. De-
zember 1985 (BAnz. Nr. 60a vom 27. März 1986), zuletzt geän-
dert am 18. Februar 2010 (BAnz. S. 1784), wie folgt zu ändern: 

I.
In Anlage 1 c zu Abschnitt B Nummer 4 der Mutterschafts-Richt-
linien wird nach dem Abschnitt II Nummer 2 Buchstabe d fol-
gender Absatz eingefügt:
„Aufklärung und Beratung gemäß §2a Abs. 1 SchKG
Sprechen nach den Ergebnissen von pränataldiagnostischen Maß-
nahmen dringende Gründe für die Annahme, dass die körper -
liche oder geistige Gesundheit des Kindes geschädigt ist, so hat
die Ärztin oder der Arzt, die oder der der Schwangeren die
 Diagnose mitteilt, über die medizinischen und psychosozialen
Aspekte, die sich aus dem Befund ergeben, unter Hinzuziehung
von Ärztinnen oder Ärzten, die mit dieser Gesundheitsschädi-
gung bei geborenen Kindern Erfahrung haben, gemäß §2a Abs. 1
SchKG verständlich und ergebnisoffen zu beraten.
Dies umfasst die eingehende Erörterung der möglichen medizi-
nischen, psychischen und sozialen Fragen sowie der Möglich-
keiten zur Unterstützung bei physischen und psychischen Belas -
tungen. Im Rahmen dieser Beratung hat die Ärztin oder der Arzt
der Schwangeren Informationsmaterial nach §1 Abs. 1a SchKG
auszuhändigen. Die Ärztin oder der Arzt hat über den Anspruch
auf weitere und vertiefende psychosoziale Beratung nach §2
SchKG zu informieren und im Einvernehmen mit der Schwan-
geren Kontakte zu Beratungsstellen nach §3 SchKG und zu Selbst-
hilfegruppen oder Behindertenverbänden zu vermitteln.
Für genetische vorgeburtliche Untersuchungen gelten die Vor-
gaben des Gendiagnostikgesetzes. Danach sind u.a. die Inhalte
der Beratung zu dokumentieren.“

II.
Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffent -
lichung im Bundesanzeiger in Kraft.
Die tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf 
der Homepage des Gemeinsamen Bundesausschusses unter
www.g-ba.de veröffentlicht.

Berlin, den 17. Februar 2011
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